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Mehr Verkehrssicherheit durch mehr Geschwindigkeits-
tiiberwachung

Eine der folgentriachtigsten Unfallursachen ist eine liberhdhte
Geschwindigkeit. Die MaBnahmen der Verkehrsiiberwachung
dienen dem Ziel, die Verkehrssicherheit zu erhohen.

Die Verkehrsiiberwachungsgerate der Polizei werden nicht voll
ausgelastet, weil es haufig am notwendigen Personal fehlt. Der
Einsatz von Polizeivollzugskriften ist dafiir jedoch nicht immer
erforderlich. So kénnen zum Teil auch kostengiinstigere Verwal-
tungsbeamte oder Tarifbeschaftigte eingesetzt werden.

Generalpraventive Wirkung der Verkehrsiiberwachung

Eine der folgentrachtigsten Unfallursachen ist eine tberhdhte Geschwin-
digkeit. Das fihrt oftmals zu Unfallen mit Schwerverletzten oder sogar
Verkehrstoten. Wie der LRH bereits in seinen Bemerkungen 20191 ausge-
fuhrt hat, gehdren Geschwindigkeitskontrollen zu den wichtigsten Mitteln
der Verkehrsiiberwachung. Sie tragen erheblich zur Erhdhung der Ver-
kehrssicherheit bei. Die polizeiliche spezialisierte Verkehrsuberwachung
ist ein wichtiger Beitrag hierzu.

Fir die Verkehrsiberwachung sind in Schleswig-Holstein neben der Lan-
despolizei die Landrate der Kreise und (Ober-)Blrgermeister der kreis-
freien Stadte zustédndig. Gemeinsame Grundlage fir die Geschwindig-
keitsuberwachung durch die Landespolizei und die kommunalen
Gebietskdrperschaften in Schleswig-Holstein bildet die ,Richtlinie fir die
polizeiliche und kommunale Geschwindigkeitsiiberwachung“2. Daneben
gibt es Kooperationsvertrage der Landespolizei mit 8 Kreisen zur gemein-
samen Geschwindigkeitstiiberwachung.

Der LRH hat die spezialisierte Verkehrsuberwachung durch die Landes-
polizei gepruft. Hierbei hat er insbesondere die Auslastung der Verkehrs-
Uberwachungsgerate, gemessen an den durch die Landespolizei festge-
setzten Richtwerten, in den Blick genommen. Fir die polizeiliche
Verkehrsiiberwachung stehen verschiedene Einsatzmittel zur Verfligung.

1 Vgl. Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 27.6.

2 Richtlinie fiir die polizeiliche und kommunale Geschwindigkeitsiberwachung, Ministerium
fur Inneres und Bundesangelegenheiten/Landespolizeiamt Schleswig-Holstein, Az. IV
LPA 131 - 82.62 -; Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Az. LS
4215-621.141.1-10., 29.02.2016.
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Dazu zahlen insbesondere

¢ Moving-Kraftfahrzeuge,
e sogenannte GroRRgerate und
o Videokraftfahrzeuge.

Moving-Kraftfahrzeuge ermdglichen eine Geschwindigkeitsiiberwachung
Uberholender Fahrzeuge aus dem Messfahrzeug heraus. Zu den Grolige-
raten zahlen z. B. Verkehrsradaranlagen oder Lichtschrankenmessgerate.
Videokraftfahrzeuge messen die Geschwindigkeit mit einem Videonach-
fahrsystem durch Nachfahren eines verdachtigen Fahrzeugs. Die Ver-
kehrsteilnehmer werden durch anschlieBendes Anhalten unmittelbar mit
dem Fehlverhalten konfrontiert.

Die Geschwindigkeitsiiberwachung erfolgt jeweils mit 2 Einsatzkraften pro
Einsatzmittel. Die Intensitat der Verkehrsiiberwachung ist somit auch ab-
hangig von den der Polizei zur Verfigung stehenden personellen
Ressourcen. 2019 standen im verkehrspolizeilichen Aufgabenvollzug
182 Planstellen fiir die spezialisierte Verkehrsiberwachung zur Verfi-

gung.!

Zustandig fur die polizeiliche spezialisierte Verkehrsiberwachung sind
insgesamt 11 Dienststellen der Landespolizei, und zwar die Polizeibezirks-
reviere, die Polizeiautobahn- und Bezirksreviere, ein Polizeiautobahnrevier
und der Polizeiverkehrsiberwachungsdienst.

Der LRH hat exemplarisch in den folgenden 3 Dienststellen die Auslastung
der Einsatzmittel geprift:

o Polizeiverkehrsiiberwachungsdienst der Polizeidirektion Neumiinster
(PVUD PD NMS)

o Polizeibezirksrevier der Polizeidirektion Kiel (PBR PD Ki)

e Polizeiautobahn- und Bezirksrevier Nord der Polizeidirektion Flensburg
(PABR PD FL)

Auslastung der Moving-Kraftfahrzeuge
Die Landespolizei bzw. der PVUD verfiigt tiber 3 Moving-Kraftfahrzeuge.

Fir ihren Einsatz steht ein Personal-Soll-Bestand von 2,8 Vollzeitaquiva-
lenten (VZA) zur Verfligung. Ein Moving-Kraftfahrzeug soll nach den Vor-

1 Vgl. AG Stellenverteilung, Ergebnisbericht Nachberechnung, Februar 2019.
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gaben der Landespolizei an 200 Schichten pro Jahr eingesetzt werden.
Hieraus ergibt sich rechnerisch ein Richtwert von 600 Schichten.!

Im Betrachtungszeitraum 2015 bis 2018 wurden die Moving-Kraftfahr-
zeuge wie folgt genutzt:

Messeinsatze Moving-Kraftfahrzeuge 2015 bis 2018

Jahr Messeinsatze Richtwert Erfiillungsquote in %
2015 351 600 59
2016 343 600 57
2017 308 600 51
2018 260 600 43

Tabelle 16: Messeinsatze Moving-Kraftfahrzeuge 2015 bis 2018

Es ist festzustellen, dass der Richtwert von 200 Schichten pro Jahr und
Gerat in keinem Jahr erreicht wurde. Eine angemessene Auslastung der
Moving-Kraftfahrzeuge war allerdings bei einem Personal-Soll-Bestand
von 2,8 VZA und dem Umstand, dass die Einsatze jeweils mit 2 Beamten
durchgefihrt werden, nicht zu erwarten.

Der gleichzeitige Einsatz der 3 Moving-Kraftfahrzeuge kann zwar aus-
nahmsweise erreicht werden, wenn Personal aus anderen Bereichen ein-
gesetzt wird. Die Einsatzquote bei einem gleichzeitigen Einsatz der
3 Moving-Kraftfahrzeuge betrug zwischen 2015 und 2018 allerdings nur
durchschnittlich 2 % der Messeinsatze.

Die Landespolizei sollte prufen, inwieweit fir die Moving-Kraftfahrzeuge
eine erhohte Auslastung durch einen verstarkten Personaleinsatz erreicht
werden kann.

Das Innenministerium teilte mit, dass die Personalzuweisung fir den
Fachdienst Geschwindigkeit des PVUD nicht anhand der vorhandenen
Messgerate, sondern im Rahmen des Austarierens der Aufgabensym-
metrie in allen Aufgabenfeldern der spezialisierten Verkehrsiberwachung
erfolge. Eine hdhere Auslastung der Moving-Kraftfahrzeuge sei schwierig,
weil die Radartechnik veraltet und stéranfallig sei und ein Fahrzeug daher
oftmals nur als Reservefahrzeug zum Einsatz komme.

Es verweist zudem darauf, dass die Geschwindigkeitsuberwachung auf
Bundesautobahnen zukinftig neu ausgerichtet werden muisse. Bei der
Radartechnik handele es sich um ein Auslaufmodell, welches nur noch

1 Vgl. AG Verkehrsiiberwachung - zukinftige Aufgabenwahrnehmung, Ergebnisbericht

vom 29.07.2018, Mastertabelle zum Ergebnisbericht, Aufgabenblatt 2.1 Ziffer 18.2.
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vom Land Schleswig-Holstein eingesetzt werde. Zukiinftig solle daher ver-
starkt auf die Verkehrsiiberwachung mit GroRgeraten und semi-stationa-
ren Anlagen gesetzt werden.

Der LRH begriuRt die Neuausrichtung der Geschwindigkeitsiiberwachung
auf Bundesautobahnen.

Auslastung der Kraftfahrzeuge mit sogenanntem GroRgerat

Die betrachteten Dienststellen der Landespolizei verfligen Uber
5 GroRgerate fur die Geschwindigkeitsiiberwachung. Der Richtwert hierfiir
wurde auf 200 Schichten pro GroRgerat festgelegt.! Im Betrachtungszeit-
raum 2015 bis 2018 wurden die Richtwerte wie folgt erreicht:

Auslastungsgrad Geschwindigkeitsiiberwachung
mit GroRgeraten 2015 bis 2018

Erfiilllungsquote Erfillungsquote Erfiilllungsquote
PVUD PD NMS PBR PD Ki PABR PD FL
Jahr in % in % in %
2015 39 126 166
2016 54 50 180
2017 84 126 184
2018 63 120 181

Tabelle 17: Auslastungsgrad Geschwindigkeitsiberwachung mit GrofRgeraten 2015 bis 2018

Die Kraftfahrzeuge wurden weitgehend optimal eingesetzt. Der PVUD
konnte den Richtwert allerdings in keinem der betrachteten Jahre errei-
chen. Eine Auslastungsquote von 39 % in 2015 oder 63 % in 2018 ist zu
gering.

Die Landespolizei sollte priifen, auf welchem Weg beim PVUD die Auslas-
tung der Grolgerate erhoht werden kann.

Das Innenministerium teilte mit, der PVUD sei gesondert zu betrachten.
Hier werde kein Tarifpersonal eingesetzt, da das erforderliche Betreten der
Bundesautobahn in der Vergangenheit immer Polizeivollzugsbeamten
(PVB) vorbehalten gewesen ware. Im Ubrigen werde die vorgesehene
Schwerpunktverlagerung zum GroRgerateeinsatz und zu semi-stationaren
Anlagen zu einer héheren Auslastungsquote der Grofligerate fuihren.

1 Vgl. AG Verkehrsiiberwachung - zukinftige Aufgabenwahrnehmung, Ergebnisbericht

vom 29.07.2018, Mastertabelle zum Ergebnisbericht, Aufgabenblatt 2.3 Ziffer 18.2.
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Der LRH nimmt positiv zur Kenntnis, dass das Innenministerium mit der
beabsichtigten Schwerpunktverlagerung auch eine bessere Auslastung
der Grofigerate anstrebt. Der LRH sieht kein rechtliches Erfordernis, nur
PVB auf Bundesautobahnen einzusetzen.

Eine optimale Auslastung der Messgerate flhrt neben einer erhéhten An-
zahl an Geschwindigkeitskontrollen auch zu erhéhten Einnahmen.

Die Landespolizei geht bei Geschwindigkeitsiiberwachungen mit Grof3ge-
rat auf Autobahnen von 10 VerstéRen pro Stunde aus.! Bei einer durch-
schnittlichen Einsatzzeit pro Schicht von 6 Stunden? kann ein GroRgerét
auf  Autobahnen bei optimalem Einsatz von 200 Schichten
12.000 VerkehrsversttRRe im Jahr ahnden.

Der LRH hat festgestellt, dass der tatsachliche Output im Durchschnitt der
Jahre 2016 bis 2018 beim PVUD bei 128 VerstéRen pro Stunde lag. So
hatten mit einem Grofigerat bei optimalem Einsatz hochgerechnet sogar
153.600 VerkehrsverstéRe pro Jahr geahndet werden kdnnen.

Unter Zugrundelegung der in den betrachteten Dienststellen erzielten
durchschnittlichen Verwarn- und BuBRgelder kénnten hochgerechnet bei
optimaler Auslastung eines Grof3gerats Einnahmen von 417.Tausend € bis
zu 5,3 Mio. € generiert werden.3 Die Einnahmen aus Verwarnungen erhalt
grundsatzlich das Land, die Einnahmen aus BufRgeldern erhalten grund-
satzlich die Kreise. In den untersuchten Dienststellen lagen rund 85 % der
Geschwindigkeitsiberschreitungen im Verwarngeldbereich und 15 % im
BuRgeldbereich.

Einnahmen aus Verwarn- und BuBgeldern fiir
Geschwindigkeitsiiberwachung mit GroRgeraten

VerstoBe | 85 % Verwarn- 15 % BuBgeld Summe
gelda@25¢€ ag90€
in € in € in €
10 VerstoRRe
pro Stunde 12.000 255.000 162.000 417.000
128 Verstolle
pro Stunde 153.600 3.264.000 2.073.600 5.337.600

Tabelle 18: Einnahmen aus Verwarn- und BuRRgeldern fir Geschwindigkeitsiiberwachung mit

Grol3geraten

* Anderung der BuRgeldkatalogverordnung zum 28.04.2020 nicht beriicksichtigt.

Vgl. AG Verkehrsiberwachung - zukiinftige Aufgabenwahrnehmung, Ergebnisbericht

vom 29.07.2018, Mastertabelle zum Ergebnisbericht, Aufgabenblatt 2.1 Ziffer 18.3.

Bei einer Schicht von 8,2 Stunden abziiglich Riistzeiten.
Hochrechnung auf Basis von statistischer Erfassung der Dienststellen im Verwarn- und

BuRgeldbereich. Fir Geschwindigkeitsiberschreitungen bis zu 20 km/h sind weitestge-
hend Verwarngelder von 20 bis 30 € angefallen. Geschwindigkeitsiberschreitungen im

BuRgeldbereich ab 21 km/h wurden gréRtenteils mit 70 bis 120 € geahndet.
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Auslastung der Videokraftfahrzeuge

Die Landespolizei hat aktuell 19 Videokraftfahrzeuge. Ein Videokraftfahr-
zeug soll an mindestens 240 Schichten und mindestens 1.200 Einsatz-
stunden pro Jahr eingesetzt werden.!

Auslastungsgrad Geschwindigkeitsiiberwachung
mit Videokraftfahrzeugen 2017 und 2018

Erfillungsquote | Erfiillungsquote | Erfiillungsquote
PVUD PD NMS PBR PD KI PABR PD FL
Jahr in % in % in %
2017 65 56 95
2018 52 44 94

Tabelle 19: Auslastungsgrad Geschwindigkeitsiiberwachung mit Videokraftfahrzeugen 2017
und 2018

Die Erfullungsquoten der Richtwerte lagen in 2 Dienststellen 2017 bei
56 und 65 % sowie 2018 bei 44 und 52 %. Eine Dienststelle konnte 2017
und 2018 mit 95 bzw. 94 % Erfillungsquote den Richtwert der Landespoli-
zei annahernd erreichen. Dies zeigt dem LRH, dass die Einhaltung der
Richtwerte mdglich ist. Eine Erfiillungsquote der eigenen Richtvorgaben
von 44 bis 65 % in den anderen Dienststellen ist zu gering.

Die Landespolizei sollte prifen, auf welchem Weg die Erfillungsquote in
diesen Dienststellen erhéht werden kann.

Das Innenministerium hat den Prifauftrag akzeptiert und wird Moglich-
keiten fur einen effizienteren Einsatz der Videokraftfahrzeuge tberprifen.

Mehr Verwaltungskrifte bei der Verkehrsiuiberwachung

Neben der Frage, inwieweit die vorhandene Personalstarke fur die Erfll-
lung der Richtwerte ausreicht, ist zu bedenken, dass die in der Verkehrs-
Uberwachung eingesetzten Polizeivollzugskrafte auch immer wieder zu
Sondereinsatzen herangezogen werden. Hierdurch kommt es zu Ausfallen
bei der Verkehrsiberwachung. Ein Optimierungsansatz kénnte in einem
verstarkten Einsatz von Verwaltungskraften gesehen werden.

Nicht alle MalRnahmen der polizeilichen spezialisierten Verkehrsiiberwa-
chung missen durch PVB ausgefihrt werden. Der Einsatz von PVB
aufderhalb des Vollzugs- bzw. Eingriffsbereichs sollte nur dann erfolgen,

1 Vgl. AG Video, Einzelauftrag zur Realisierung des Stellenabbaus in der Landespolizei,

Anpassung der Aufgabenwahrnehmung im Bereich Aggressionsdelikte (Einsatz von
Videokraftfahrzeugen), Abschlussbericht vom 28.04.2015, Tz. 10.
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wenn polizeispezifischer Sachverstand fir die Aufgabenerfillung notwen-
dig ist. Sofern Aufgaben sowohl von PVB als auch von Tarifbeschéaftigen
oder Verwaltungsbeamten wahrgenommen werden kdnnen, sollte der Ein-
satz von PVB auf das unabweisbare Mal} beschrankt werden.

Der Einsatz von PVB ist nur dann erforderlich, wenn im Rahmen der Ver-
kehrstiberwachung in den flieRenden Verkehr eingegriffen wird. Nur Poli-
zeibeamte verfugen Uber das Recht, Fahrzeuge im flieRenden Verkehr an-
zuhalten.!

Aufgrund eigener Untersuchungen in 2014 war die Landespolizei zu der
Auffassung gelangt,2 dass nur in bestimmten Bereichen der polizeilichen
spezialisierten Verkehrsiiberwachung die Vollzugsbeamteneigenschaft
notwendig ist. Fur die Verfolgung von Aggressionsdelikten mittels Video-
kraftfahrzeug und Geschwindigkeitsiiberwachung mittels Moving-Kraftfahr-
zeug sei der Einsatz von PVB erforderlich.

Fir die Geschwindigkeitsiiberwachung mit Gro3geraten wird dieses Erfor-
dernis durch die Landespolizei nicht gesehen. 2014 hatte die Landespoli-
zei einen Personal-Ist-Bestand von 30 VZA in den Flachendienststellen fir
die Geschwindigkeitsiberwachung mit GroRgeraten ermittelt.

Eine signifikante Umsteuerung von Planstellen, bei denen kein Erfordernis
der Vollzugsbeamteneigenschaft gesehen wird, hat in den betrachteten
Dienststellen bisher nicht stattgefunden. Obwohl die Landespolizei kein Er-
fordernis fir den Einsatz von PVB gesehen hat, wurde nur eine Stelle im
Bereich der Geschwindigkeitsiiberwachung mit einem Tarifbeschaftigten
besetzt. Eine Umsteuerung von Planstellen ware nach den Personal-Ist-
Daten vom Stand 2014 bei 30 VZA in den Flachendienststellen im Bereich
der Geschwindigkeitsiberwachung mit GroRgeraten mdglich.

Eine Reduzierung der Anzahl von PVB in den Bereichen der Geschwin-
digkeitsiiberwachung mittels Videokraftfahrzeugen und Moving-Kraftfahr-
zeugen ist nach Auffassung des LRH ebenfalls mdglich. Fur die Aufga-
benerfiillung ist zwar eine Vollzugsbeamteneigenschaft aufgrund des
bevorzugten Eingriffs in den flieRenden Verkehr erforderlich. Allerdings er-
folgt die Besetzung der Videokraftfahrzeuge und der Moving-Kraftfahr-
zeuge immer mit 2 Einsatzkraften. Der LRH verkennt nicht, dass dies aus
Sicherheitsgriinden fiir die PVB von Vorteil sein dirfte. Die Landespolizei

§ 36 Abs. 5 StVO. Polizeibeamte dirfen Verkehrsteilnehmer zur Verkehrskontrolle ein-
schlieRlich der Kontrolle der Verkehrstlichtigkeit und zu Verkehrserhebungen anhalten.

2 Vgl. AG Verkehrsiiberwachung, AG Stellenabbau Verkehrsiuberwachung 2013/2014, Ab-
schlussbericht vom 30.07.2014, S. 25.
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sollte dennoch priifen, ob es zur Ausliibung des Anhalterechts ausreicht,
nur einen PVB pro Fahrzeug einzusetzen.

Das Innenministerium teilt grundsatzlich die Auffassung des LRH, ver-
mehrt Tarifbeschaftigte einzusetzen. Dies sei bereits beim Einsatz auf
Grollmessgerate mit dem eigenem Tarifpersonal fir die Schwertransport-
begleitung erfolgt. Gleichzeitig sei es sinnvoll, eine gewisse Anzahl solcher
Dienstposten fir PVB mit Verwendungsmdglichkeiten im Tagesdienst,
auch unter dem Aspekt der Fursorge des Dienstherrn, vorzuhalten. Eben-
so sei das Vorhalten einer gewissen Anzahl von Vollzugspersonal im Be-
reich der Verkehrsiiberwachung bei der Polizei fiir Sonderlagen sinnvoll.

Das Innenministerium halt dagegen aus polizeitaktischen Grinden am
Einsatz mit 2 PVB bei Videokraftfahrzeugen fest. Bei der Verfolgung von
Aggressionsdelikten seien, neben der Austubung des Anhalterechts, ver-
mehrt Vollzugsmaflinahmen bis zur Anwendung unmittelbaren Zwangs er-
forderlich.

Der LRH kann dies dem Grunde nach nachvollziehen. Gleichzeitig erwar-
tet er, dass die Umsteuerungsmdglichkeiten regelmafiig neu gepruft und
der Einsatz von PVB auf das unabweisbare Mal} beschrankt wird.

Erprobung eines weniger personalintensiven Messanhangers

Im Zeitraum vom 01.02. bis 30.09.2019 erprobte die Landespolizei auf den
Bundesautobahnen im Land den Einsatz eines Messanhangers. Hierbei
handelt es sich um ein bewegliches Gerat zur Geschwindigkeitsiiberwa-
chung in Form eines Anhangers.

Durch den Messanhanger ist ein mehrtagiger unbeaufsichtigter Messein-
satz moglich. Er arbeitet wahrend des Messbetriebs vollautomatisch. Wah-
rend der Erprobungsphase wurden Messeinsatze an insgesamt 49 Tagen
durchgefiihrt. Dabei wurden 46.000 Geschwindigkeitsiiberschreitungen
gemessen. Dies entspricht ca. 900 Geschwindigkeitstiberschreitungen am
Tag. Legt man das beim GroRRgerat aufgezeigte Verhaltnis zwischen Ver-
warngeld und Bufgeld zugrunde, kann dies zu Gesamteinnahmen von bis
zu 1,6 Mio. € fihren.
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Einnahmen aus Verwarn- und BuBgeldern fiir
Geschwindigkeitsiiberwachung mittels Messanhianger

VerstoRe 85 % Verwarn- 15 % BuBgeld Summe
geld a @ 25 €* ag®90€
in € in € in €
46.000 977.500 621.000 1.598.500

Tabelle 20: Einnahmen aus Verwarn- und BuRgeldern fiir Geschwindigkeitsiiberwachung mit-
) tels Messanhanger
* Anderung der BuRgeldkatalogverordnung zum 28.04.2020 nicht bertcksichtigt.

Die Erprobung hat aus Sicht des LRH gezeigt, dass die Geschwindigkeits-
Uberwachung mittels Messanhéangers freie Personalkapazitaten schaffen
und eine sinnvolle Erganzung sein kénnte. Der LRH regt daher an, auch in
Zukunft solche Einsatzmittel zu erproben, die eine geringere Personalka-
pazitat binden und gleichzeitig zu einer Erhéhung der Verkehrssicherheit
im kontrollierten Bereich fiihren.

Das Innenministerium hat mitgeteilt, dass es beabsichtigt, einen Mess-
anhanger anzuschaffen. Die Vielzahl der Verstof3e im Erprobungszeitraum
habe jedoch gezeigt, dass eine Beschaffung des Messanhangers ohne
eine gleichzeitige Schaffung zusatzlicher Auswertekapazitaten bei der
Zentralen Ordnungswidrigkeitenstelle nicht sinnvoll sei. Das Innenministe-
rium schlagt vor, das temporar zuséatzliche Auswertepersonal des Landes-
betriebs Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein in der Landespolizei
zu belassen. So kénnten die héheren Fallzahlen auch abgearbeitet wer-
den.

Der LRH stimmt mit dem Innenministerium Uberein, dass mit der Beschaf-
fung eines solchen zusatzlichen Messgerats auch entsprechende Auswer-
tekapazitaten vorhanden sein missen. Ob und inwieweit Personal aus an-
deren Bereichen erforderlich ist, um die Auswertekapazitaten bereitzu-
stellen, hat der LRH nicht geprtift.
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		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden



		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags



		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern



		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts



		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten



		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht



		Formulare





		Regelname		Status		Beschreibung



		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags



		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf



		Alternativtext





		Regelname		Status		Beschreibung



		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext



		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird



		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein



		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken



		Alternativtext für andere Elemente		Übersprungen		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern



		Tabellen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein



		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein



		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen



		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen



		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben



		Listen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein



		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein



		Überschriften





		Regelname		Status		Beschreibung



		Geeignete Verschachtelung		Fehlgeschlagen		Geeignete Verschachtelung
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